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beschlossen:

Revisions—

Die Revision der/Kläger €ini

gegen das‘Urteil des .B?Y??i?9b??.....„ Landesscßialgerichts

in Münchan............ vom ??:3???9P??.3955 wird als.unzulägsig

verworfen.

ku?ergermchtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

G r ü„g & c :“Dawn-' ...!—Uwe!!!"

Die Revisionsklägerin hat gegen das gm‚28. Januar 1956 zugestellte

Urteil des Bayerischen Landessozialgericpts in München vom 20. Dezem

ber 1955, durch das die Berufung ihres am 23. Januar 1953 verstorbe_

\ b.w.
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ersonlicn unterzeichneten und beim Bundessozialgericht am 23.

Februar 1956 eingegangenen Schreiben vom 20. Februar 1956

evision eingelegt. Dem Bayerischen Landessozialgericht war
bis

zur Verkündung des Urteils der Tod des Ehemannes der Revisibns7

:n

klagerin nicht bekannt geworden.

Durch den am 23. Januar 1953 erfolgten Tod des Ehemannes der

Revisionsklägerin wurde der Rechtsstreit unterbrochen (55 68 SGG,
23 Abs. 1 ZPO). Da der Rechtsstreit durch die Erben des Ehenannes
der Revisionsklägerin vor den Landessozialgericht nicht aufgenom— '

men werden ist, wurde die Revision zu einer Zeit eingelegt, in der

das Verfahren unterbrochen war, In einem solchen Falle kann die ‘
Unwirksamkeit einer während der Unterbrechung des Verfahrens erfolg—

ten Entscheidung mit dem zulässigen Rechtsmittel geltend gemacht

werden, da es
sich

nicht um die Fortsetzung des Rechtsstreits in

_der Hauptsache handelt, sondern die nach wie vor bestehende Unter-

brebhung zur Geltung gebracht wird (vgl. RGZ 64 S. 361; 141 S. 306).

Vor dem Bundéssozialgericht müssen sich jedoch die Beteiligten, soweit

es sich nicht um Behörden oder Körperschaften und Anstalten des

öffentlichen Rechts nach 5 166 des Sodialgerichtsgesetzes (SGS)

handelt, durch einen zugelassenen Prozeßbevollmächtigten ver»
treten lassen. Der Vertretungszwang hat zur Folge, daß die ihm
unterliegendeh Beteiligten selbst eine Prozeßhandlung rechts—

wirksam nicht vornehmen, also auch nicht selbst Revision einle-

gen können. Schon die Revisionsschrift muß von einem nach 55 166
Abs. 2, 217 SGG zugelassenen Prozeßbevollmächtigten unterzeichnet

sein. Die Revisionsklägerin ist auf den Vertretungszwang in der Rechts—
mittelbelehrung des Landessozialgerichts und durch Schreiben des er-

kennenden Senats vom 23. Februar 1956 hingewiesen worden. Die von ihr

'selbst unterzeichnete Revision entspricht nicht dem zwingenden

gesetzlichen Erfordernis.

Die Revision war daher nach @169
Sätz%SGG

als unzulässig zu ver—
werfen, ohn#daß

es einer Prüfung bedurite, ob sie noch aus anderen

Gründen unzulässig ist. ' ' „

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des
5 193 Abs. 1 SGG.
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